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Rechtsgrundlagen (ist nicht vollzählig und geprüft) 

International 

 

Artikel 9 UN-BRK – Zugänglichkeit 

Die Vertragsstaaten  

treffen geeignete Maßnahmen 

mit dem Ziel, … den gleichberechtigten Zugang … zu gewährleisten. 

Dies gilt unter anderem für 

Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich 

Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstätten. 

Diese Forderung betrifft den Bestand allenfalls perspektivisch; das wird aus der Formulierung aber nicht 

unmittelbar klar. 

Bundesrecht 

 

Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 

§ 1 Gesetzesziel 

Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von behinderten Menschen zu beseitigen und zu 

verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen am Leben in der Gesellschaft 

zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei wird besonderen 

Bedürfnissen Rechnung getragen. 

§ 4 Barrierefreiheit 
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Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, 

Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und 

Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für behinderte Menschen 

in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 

zugänglich und nutzbar sind. 

Landesrecht 

Landes-Behindertengleichstellungsgesetze (LBGG) 

In allen Bundesländern gibt es die LBGG in unterschiedlichem Gesetzestexten 

Hier als Beispiel einige Bereiche aus dem bayerischen Gesetz 

 

Artikel 118a Landesverfassung BY 

Menschen mit Behinderungen dürfen nicht benachteiligt werden. Der Staat setzt sich für gleichwertige 

Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung ein. 

Landes-Behindertengleichstellungsgesetz BY        

Art. 1 Absatz 3 Gesetzesziel 

Ziel dieses Gesetzes ist es, das Leben und die Würde von Menschen mit Behinderung zu schützen, ihre 

Benachteiligung zu beseitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit 

Behinderung am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten, ihre Integration zu fördern und ihnen eine 

selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei gilt der Grundsatz der ganzheitlichen Betreuung 

und Förderung. Den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderung wird Rechnung getragen 

Art. 4 Barrierefreiheit (Satz 1 ist inhaltsgleich mit Bundesgesetz) 

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, 

Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und 

Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für behinderte Menschen 

in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 

zugänglich und nutzbar sind. 

Landesbauordnung (LBO BY) 

Art. 48 Barrierefreie Anlagen… 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen Besucher- und 

Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Dies gilt insbesondere für 

Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens, 
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Tageseinrichtungen für Kinder, 

Sport- und Freizeitstätten … 

Für die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Räume und Anlagen genügt es, wenn sie in dem 

erforderlichen Umfang barrierefrei sind. Toilettenräume und notwendige Stellplätze für Besucher und 

Benutzer müssen in der erforderlichen Anzahl barrierefrei sein. … 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht, soweit die Anforderungen wegen schwieriger Geländeverhältnisse, wegen 

ungünstiger vorhandener Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderung 

oder alten Menschen oder bei Anlagen nach Abs. 1 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht 

erforderlichen Aufzugs nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden können. Bei 

bestehenden baulichen Anlagen im Sinn der Abs. 2 und 3 soll die Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass ein 

gleichwertiger Zustand hergestellt wird, wenn das technisch möglich und dem Eigentümer wirtschaftlich 

zumutbar ist. 

Art. 81a Technische Baubestimmungen 

(1) Die vom Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr öffentlich bekanntgemachten Technischen 

Baubestimmungen sind zu beachten. Von den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden, 

wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderungen des Art. 3 Satz 1 erfüllt 

werden und in der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht ausgeschlossen ist; Art. 15 Abs. 2 

[Bauart] und Art. 17 [Bauprodukt] bleiben unberührt. Werden die allgemein anerkannten Regeln der 

Baukunst und Technik beachtet, gelten die entsprechenden bauaufsichtlichen Anforderungen dieses 

Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften als eingehalten. 

VwV Technischen Baubestimmungen (BY) 
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Ausgabe Oktober 2018 gilt ab dem 01.10.2018 

Teile A bis D – A4: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung 
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DIN 18040-1 

 

1 Anwendungsbereich  

Dieser Teil der Norm gilt für die barrierefreie Planung, Ausführung und Ausstattung von öffentlich 

zugänglichen Gebäuden und deren Außenanlagen, die der Erschließung und gebäudebezogenen Nutzung 

dienen. Zu den öffentlich zugänglichen Gebäuden gehören insbesondere Einrichtungen des Kultur- und 

des Bildungswesens, Sport- und Freizeitstätten, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Büro-, 

Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, Verkaufs- und Gaststätten, Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

Die Barriere-freiheit bezieht sich auf die Teile des Gebäudes und der zugehörigen Außenanlagen, die für 

die Nutzung durch die Öffentlichkeit vorgesehen sind. Die Norm gilt für Neubauten. Sie sollte sinngemäß 

für die Planung von Umbauten oder Modernisierungen angewendet werden. Die mit den Anforderungen … 

verfolgten Schutzziele können auch auf andere Weise als in der Norm festgelegt erfüllt werden. 

4.7 Alarmierung und Evakuierung  

In Brandschutzkonzepten sind die Belange von Menschen mit motorischen und sensorischen 

Einschränkungen zu berücksichtigen, beispielsweise  

- durch die Bereitstellung sicherer Bereiche für den Zwischenaufenthalt nicht zur Eigenrettung fähiger 

Personen; 
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- durch die Sicherstellung einer zusätzlichen visuellen Wahrnehmbarkeit akustischer Alarm- und 

Warnsignale vor allem in Räumen, in denen sich Hörgeschädigte allein aufhalten können, z. B. WC-

Räume;  

ANMERKUNG Es wird empfohlen, in Rettungswegen mit vorgeschriebenen optischen Rettungszeichen 

(siehe DIN 4844-1) zusätzliche in Fluchtrichtung weisende akustische Systeme vorzusehen (vorzugsweise 

Sprachdurchsagen).  

- durch betriebliche/organisatorische Vorkehrungen. 

DIN 18040-2 

1 Anwendungsbereich  

Dieser Teil der Norm gilt für die barrierefreie Planung, Ausführung und Ausstattung von Wohnungen sowie 

Gebäuden mit Wohnungen und deren Außenanlagen, die der Erschließung und wohnbezogenen Nutzung 

dienen. … Für Wohnanlagen für spezielle Nutzergruppen sowie Wohnungen für spezielle Nutzer können 

zusätzliche oder andere Anforderungen notwendig sein. Die Norm gilt für Neubauten. Sie kann sinngemäß 

für die Planung von Umbauten oder Modernisierungen angewendet werden. Die mit den Anforderungen … 

verfolgten Schutzziele können auch auf andere Weise als in der Norm festgelegt erfüllt werden. 

Regelungsansatz 

Schutzziel 

- Rettung ermöglichen 

- Wirksame Löscharbeiten ermöglichen 

Bewertung unterschiedlicher Einschränkungen hinsichtlich des Verhaltens bei Gefahr 

- „H-Einstufung“ je nach Hilflosigkeit (in Anlehnung an die VersMedV), wobei davon ausgegangen 

wird, dass in einem ersten Schritt lediglich eine Horizontalrettung erforderlich ist. 

- Bewertet werden die allgemeine Mobilität, die Fähigkeit zur Selbstrettung und die Bindung von 

Helfern. 

- Die Einstufung definiert u.a., wie viele Helfer bei einer bestimmten H-Einstufung pro 

eingeschränkter Person gebunden sind (0,05/0,2/0,5/1). 

Berechnung und Dimensionierung 

- Sind mindestens 90% der ermittelten erforderlichen Helfer verfügbar, so entsteht ein einseitig 

gerichteter Personenstrom und die Evakuierung unterscheidet sich grundsätzlich nicht von der 

Evakuierung mit Menschen ohne Einschränkungen – die Einschränkungen wurden durch die Helfer 

kompensiert. 

- Je nach Distanz zu einem anderen Rauchschutzbereich kann ein Helfer mehrfach Personen retten, 

wobei nur ein Zeitraum von 10 Minuten ab Branddetektion betrachtet wird. 

- In diesem Fall entsteht kein einseitig gerichteter Personenstrom und die Leistungsfähigkeit der 

Evakuierung sinkt. 

- Zwei Helfer (je einer am Abhol- und am Zielort) müssen die wartenden Personen mit 

Einschränkungen betreuen. 

- Es können weitere Evakuierungsschritte erforderlich sein. 

- Im ersten Schritt sollte keine Vertikalevakuierung erforderlich sein. 

 


